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oder durch einen solchen Verstoß dem anderen Anlaß 
zur Trennung gibt, kann Unterhalt nicht beanspru­
chen.

§19
(1) Befindet sich ein Kind im Haushalt nur eines 

Elternteils, hat der andere den auf ihn entfallenden 
Anteil zur Deckung der Bedürfnisse des Kindes als 
Unterhalt zu gewähren. Zur Durchsetzung seines 
Unterhaltsanspruchs wird das Kind von dem Eltern­
teil vertreten, bei dem es lebt.

(2) Befindet sich ein Kind weder im Haushalt der 
Eltern noch eines Elternteils, haben beide Eltern Unter­
halt zu leisten. Die Gesamthöhe des Unterhalts be­
stimmt sich nach den Verhältnissen beider Ehegatten.

§20

(1) Der Unterhaltsanspruch entsteht mit der Bedürf­
tigkeit des Berechtigten und der Leistungsfähigkeit des 
Verpflichteten. Der Unterhalt ist monatlich im voraus 
in Geld zu leisten. Unter Berücksichtigung der Ein­
kommensverhältnisse des Verpflichteten kann ein an­
derer Zeitraum vereinbart oder vom Gericht festgelegt 
werden. .

(2) Bleibt der Unterhaltsverpflichtete mit seinen Lei­
stungen im Rückstand, so kann der Unterhaltsberech­
tigte die Zahlung rückwirkend höchstens für ein Jahr 
gerichtlich geltend machen. Diese Einschränkung gilt 
nicht, wenn sich der Unterhaltsverpflichtete der Lei­
stung entzogen hat.

§21

(1) Der Unterhaltsberechtigte kann auf Unterhalt für 
die Zukunft nicht verzichten.

(2) Kommt der Unterhaltsverpflichtete seiner Zah­
lungspflicht nicht nach und treten deshalb andere 
unterhaltspflichtige Verwandte, staatliche Organe oder 
andere Personen für den Zahlungspflichtigen ein, so 
geht insoweit der Anspruch auf sie über.

§22

(1) Ein rechtskräftiges Urteil, ein Vergleich, ein Ver­
trag oder eine sonstige Verpflichtung über die Leistung 
von Unterhalt kann abgeändert oder aufgehoben 
werden, wenn sich die für die Bemessung der Höhe 
und Dauer des Unterhalts maßgeblichen Verhältnisse 
wesentlich und nicht nur für kurze Zeit geändert haben. 
Bedürfen Kinder bis zur Vollendung des 8. Lebens­
jahres bei Erkrankung der Pflege durch den erziehungs- 
berechtigten Elternteil, ist eine Erhöhung des Unter­
halts auch für kurze Zeitabschnitte zulässig.

(2) Der Anspruch auf Erhöhung des Unterhalts be­
steht von dem Zeitpunkt an, in dem die Änderung der 
Verhältnisse dem Unterhaltsverpflichteten zur Kennt­
nis gelangt ist. § 20 Abs. 2 ist entsprechend anzu­
wenden.

(3) Der Anspruch auf Herabsetzung des Unterhalts 
besteht von dem Zeitpunkt an, in dem die Änderung 
der Verhältnisse dem Unterhaltsberechtigten zur 
Kenntnis gelangt ist. Eine Rückerstattung bereits ge­
leisteter Unterhaltsbeträge findet nicht statt.

Zweites Kapitel 

Die Beendigung der Ehe

§23
Gründe für die Beendigung der Ehe

Eine Ehe wird beendet, wenn

1. ein Ehegatte stirbt,
2. die Ehe geschieden wird,
3. die Nichtigkeit der Ehe gerichtlich festgestellt wird,
4. ein Ehegatte für tot erklärt wird.

Erster Abschnitt 

Scheidung der Ehe

§24
Grundsätze

(1) Eine Ehe darf nur geschieden werden, wenn das 
Gericht festgestellt hat, daß solche ernstlichen Gründe 
vorliegen, aus denen sich ergibt, daß diese Ehe ihren 
Sinn für die Ehegatten, die Kinder und damit auch für 
die Gesellschaft verloren hat.

(2) Wird von einem Ehegatten die Scheidung be­
antragt, ist vom Gericht eine sorgfältige Prüfung der 
Entwicklung der Ehe vorzunehmen. Dabei ist beson­
ders zu prüfen, ob die Interessen minderjähriger Kinder 
der Scheidung entgegenstehen und ob die Scheidung 
für einen Ehegatten eine unzumutbare Härte dar­
stellen würde.

Entscheidungen über das Erziehungsrecht 
der Eltern und den Unterhalt der Kinder

§25
(1) Im Scheidungsurteil entscheidet das Gericht, wel­

chem der Ehegatten das elterliche Erziehungsrecht für 
die minderjährigen Kinder übertragen wird. Maß­
geblich für die Entscheidung ist die Sicherung der 
weiteren Erziehung und Entwicklung der Kinder. Das 
Gericht setzt ferner die Höhe des Unterhalts fest, den 
der nichterziehungsberechtigte Elternteil für die Kinder 
zu zahlen hat. Dabei ist davon auszugehen, daß der 
Erziehungsberechtigte seinen Beitrag zur Deckung der 
Bedürfnisse des Kindes ganz oder teilweise durch die 
Betreuung und Erziehung leistet. Für den Unterhalt 
gelten die Bestimmungen der §§ 19 bis 22 entsprechend.

(2) Für die Entscheidung über das Erziehungsrecht 
und den Unterhalt unterbreiten die Eltern dem Gericht 
Vorschläge. Das Gericht hat Feststellungen über den 
erzieherischen Einfluß der Eltern, das Verhältnis der 
Kinder zu ihnen, die Umstände der Ehescheidung und 
die Lebensverhältnisse der Eltern zu treffen. Haben 
die Eltern keine übereinstimmenden Vorschläge zum 
Erziehungsrecht unterbreitet oder hält das Gericht im 
Zusammenhang mit der Entscheidung über das Er­
ziehungsrecht hierzu weitere Feststellungen für er­
forderlich. so fordert es das Organ der Jugendhilfe zur 
Stellungnahme auf. Diese Stellungnahme ist mit 
einem Vorschlag zur Übertragung des Erziehungsrechts 
zu verbinden.


